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Seit 1979 werden die Mitglieder des Europäischen Parla-

ments direkt auf der Basis nationaler Kontingente der 

Mitgliedsstaaten gewählt. In den vorangegangen Jahren 

entsendeten die jeweiligen nationalen Parlamente ledig-

lich Delegierte, die somit nur sehr indirekt durch die 

Bürger/-innen legitimiert waren. Diese institutionelle Re-

form zielte explizit auf die Demokratisierung des europä-

ischen Institutionensystems ab und kann somit auch als 

Reaktion auf die wachsende Kritik an der immer einfl uss-

reicher werdenden und nichtsdestotrotz nur schwach mit 

dem europäischen Demos verknüpften Politik aus Brüssel 

gewertet werden. Das Elitenprojekt „Europa“ sollte in ein 

Europa der Bürger/-innen transformiert werden.

In Folge der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) von 1987 

wurden die Kompetenzen des Europäischen Parlamentes 

stetig vergrößert. Die Ausweitung des Mitentscheidungs-

verfahrens auf zusätzliche Politikbereiche seit Ende der 

80er Jahre, welche dem Parlament die gleiche Bedeutung 

wie dem Europäischem Rat im legislativen Entscheidungs-

prozess zuweist, ließ weiterhin eine wachsende Bedeu-

tung des Europäischen Parlamentes innerhalb des Ge-

setzgebungsprozesses erwarten (Hix 1999: 60ff.). Da, mit 

Ausnahme des Euros – der aber nur eine Teilmenge der 

Mitgliedsstaaten betrifft – und den jüngsten Entwicklun-

gen im Zuge der Banken- und Finanzkrise, bei den Gipfeln 

seit Maastricht keine großen Fortschritte hinsichtlich des 

Ausbaus respektive der Vertiefung der Europäischen Uni-

on zu verzeichnen waren, gewannen entsprechend die 

Entscheidungen des Tagesgeschäfts und damit die Rolle 

des Europäischen Parlaments mehr und mehr an Gewicht 

(vgl. Shakleton 2002: 103). 

Bezogen auf die gestärkte Rolle des Europäischen Parla-

ments und das Streben nach mehr Demokratie in der 

 Europäischen Union führt ein Blick auf Analysen der 

Europa wahlen allerdings zu großer Ernüchterung. Schon 

bei der ersten Direktwahl 1979 musste konstatiert wer-

den, dass es sich bei den Europawahlen keineswegs um 

eigenständige Wahlen handelt, sondern man es vielmehr 

mit Nebenwahlen (second-order elections) zu tun hat, die 

in erster Linie durch nationale Faktoren, nationale Regie-

rungsbesetzungen und nationale Wahlergebnisse geprägt 

wurden (Reif und Schmitt 1980; Reif 1984). Aufgrund 

 ihrer geringeren Relevanz fehlt ihnen der eigenständige 

Charakter, wie ihn etwa Wahlen zum Deutschen Bundes-

tag aufweisen. Auch nach nun sieben Wahlen und der 

voranschreitenden Erweiterung der Mitgliedsstaaten hat 

sich daran kaum etwas geändert (Hix und Marsh 2011). 

Das Thema „Europa“ gewinnt zwar an Relevanz im poli-

tischen Diskurs und vor allem auch bei nationalen Parla-

mentswahlen (De Vries 2010); dies führt aber nicht zu 

 einer verstärkten Unabhängigkeit oder gesellschaftlichen 

Relevanz der Europawahlen selbst.

In gewisser Weise ist die Wahlbeteiligung ein guter In-

dikator für die Relevanz einer Wahl. Natürlich wird die 

Wahlbeteiligung auch von anderen Faktoren bedingt, 

etwa Aspekte wie die allgemeine Politikverdrossenheit 

oder die Frage, ob der Wahlausgang schon vor dem Wahl-

tag mehr oder weniger festzustehen scheint. Vergleicht 

man aber für die BRD die Wahlbeteiligung zwischen Euro-

pa- und Bundestagswahlen, so wird offensichtlich, dass 

die in der Bevölkerung wahrgenommene Relevanz eine 

wichtige Rolle spielt. Schließlich können sich andere, die 

Wahlbeteiligung beeinfl ussende Faktoren nicht in so kur-

zer Zeit so dramatisch verändern. 

Mit den Ausnahmen 1989 und 1994 ist in Grafi k 1 stets  

ein großer Unterschied der Wahlbeteiligung zu  erkennen. 

Selbst in Zeiten, in denen bei der Bundestagswahl fast 

90 Prozent der Bevölkerung teilnahmen, lag die Wahl-

beteiligung bei Europawahlen maximal bei 65 Prozent. 

Inzwischen scheint sich die Wahlbeteiligung bei etwa 

45 Prozent eingependelt zu haben, was – trotz des 

gleichzeitigen Rückgangs auf Bundesebene – eindeutig 

Einleitung
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darauf hinweist, dass es sich um Nebenwahlen handelt. 

Selbst im Vergleich zu Landtagswahlen, die ebenfalls we-

niger relevant als die Bundestagswahlen sind, schneiden 

Europawahlen an diesem für die Demokratie im Allge-

meinen und die Legitimität im Speziellen zentralen Punkt 

eher bescheiden ab.

Ähnlich problematisch stellen sich die Wahlergebnisse 

dar. So kann bei vergleichenden Studien über alle Mit-

gliedsstaaten hinweg gezeigt werden, dass insbesondere 

Parteien, die bei nationalen Wahlen weniger Stimmen er-

halten und sich in der Opposition befi nden, überdurch-

schnittlich gut abschneiden (Hix und Marsh 2011). Dies 

gilt insbesondere auch für extreme Parteien, wie etwa der 

Wahlerfolg der British National Party in Großbritannien 

oder der True Finns in Finnland zeigt. In der BRD gelang es 

den Republikanern bei der Europawahl 1989 7,1 Prozent 

der Stimmen zu gewinnen, weit mehr als bei anderen 

bundesweiten Wahlen. Natürlich sind Stimmen für Op-

positionsparteien kein Grund zur Sorge. Ganz im Gegen-

teil, sie sind ein notwendiger Bestandteil der Demokratie, 

die letztlich auch von der Möglichkeit des institutiona-

lisierten Machtwechsels defi niert wird. Darüber hinaus 

wird immer wieder argumentiert, dass Stimmen für die 

Opposition bei einer Europawahl primär den Zweck ha-

ben, die Unzufriedenheit mit der nationalen politischen 

Lage zu kommunizieren (Reif und Schmitt 1980; Ander-

son und Ward 1996; Marsh 2007). Verhalten dieser Art 

wirft einen weiteren Schatten auf die Qualität der euro-

päischen Demokratie. Schließlich sollte sich die Wahl-

entscheidung an den Präferenzen für diese Wahl orientie-

ren und nicht primär an externen, also auf eine andere 

Wahlebene bezogenen Faktoren.  

Es existieren also signifi kante Unterschiede zwischen Eu-

ropa- und nationalen Parlamentswahlen, die nicht ohne 

Konsequenz für das Funktionieren der Demokratie und 

die Qualität der Demokratie sind. Obwohl der Hauptfokus 

dieser Studie auf Europawahlen liegt, können diese nur 

auf der Basis einer vergleichenden Analyse eingeordnet 

Grafi k 1: Wahlbeteiligung im Vergleich

Anmerkung: Als Referenzpunkt für die unterschiedlichen Europawahlen wurde immer die zeitlich nächstgelegene Bundestagswahl verwendet.
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6 werden. Folgend sollen mit Bezug auf die BRD und die 

beiden Wahlen im Jahr 2009 drei Hauptfragen beantwor-

tet werden. Erstens, wie lässt sich die geringe Wahlbe-

teiligung bei Europawahlen erklären? Zweitens, welche 

Unterschiede lassen sich zwischen Europa- und Bundes-

tagswahlen – in Bezug auf Wahlbeteiligung bzw. -ent-

scheidung – identifi zieren? Drittens, gilt auch für Deutsch-

land der  Befund, dass vor allem Volksparteien, konkret 

also CDU/CSU und die SPD, bei Europawahlen schlecht 

abschneiden – und wenn ja, was sind die Gründe? 

Dabei ist die Studie wie folgt aufgebaut: im nächsten 

 Kapitel werden kurz zentrale Erkenntnisse aus der Euro-

pawahlforschung skizziert. Es folgt eine detaillierte Dar-

stellung von Einfl ussfaktoren, die im Allgemeinen die 

 individuelle Wahlbeteiligung beeinfl ussen. Es wird unter-

sucht, ob und in welchem Ausmaß diese auch einen 

 Effekt auf die Wahlbeteiligung bei Europawahlen auf-

weisen. Mobilisierung, oder besser fehlende Mobilisie-

rung, gilt als ein zentrales Thema, wenn über geringe 

Wahlbeteiligung gesprochen wird. Deshalb wird in einem 

Kapitel kurz auf die Wahlkämpfe auf den unterschied-

lichen Ebenen und ihre Effekte eingegangen. Abgeschlos-

sen wird der analytische Teil von drei Vergleichskapiteln zu 

Wahlbeteiligung, Wahlentscheidung und der Performanz 

der Volksparteien. Hier wird konkret untersucht, inwie-

fern relevante Unterschiede zwischen den beiden Wahle-

benen existieren. Am Ende der Studie steht ein Fazit, wel-

ches zugleich einen Ausblick auf die Europawahl 2014 

geben soll.   
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In jeder Demokratie fi nden verschiedene Arten von Wah-

len statt. Meist handelt es sich um Wahlen auf unter-

schiedlichen politischen Ebenen. Die Wahlen lassen sich 

aufgrund ihrer Relevanz – bezogen auf die Kompetenzen, 

mit denen das gewählte Amt bzw. die gewählte Körper-

schaft ausgestattet ist – klassifi zieren. Die wichtigste Wahl 

wird allgemein als Hauptwahl (fi rst-order election) be-

zeichnet und sie dient im Regelfall dazu, das nationale 

Parlament oder den Präsidenten, also die Regierung eines 

Staates, zu wählen. Alle anderen Wahlen werden als 

 Nebenwahlen (second-order elections) beschrieben (Reif 

und Schmitt 1980); ob es sich dabei um eine dichotome 

oder eher eine graduelle Klassifi kation handelt, ist um-

stritten (Giebler i. E.). In jedem Fall gilt, dass sich Neben-

wahlen durch eine niedrigere Wahlbeteiligung und die 

Tatsache auszeichnen, dass sie von den Ergebnissen der 

Hauptwahl und politischen Begebenheit auf deren poli-

tischen Ebene beeinfl usst werden.

Die Wahlen zum Europäischen Parlament stellen einen 

Prototyp der Nebenwahl dar. Seit nun mehr als 30 Jahren 

werden sie unter diesem Gesichtspunkt analysiert (Marsh 

und Mikhaylov 2010). Doch schon vor der ersten Direkt-

wahl gab es Untersuchungen zu den Unterschieden zwi-

schen Haupt- und Nebenwahlen. Wichtige Arbeiten be-

ziehen sich vor allem auf die Kongresswahlen zwischen 

den Präsidentschaftswahlen in den USA (Campbell 1960; 

Tufte 1975; Campbell 1997), aber auch auf Landtags-

wahlen in der BRD (Kaack 1974; Dinkel 1977). Während 

vor allem aktuelle Studien zeigen, dass Landtagswahlen 

einen relativ eigenständigen Charakter aufweisen und nur 

in geringem Maß von der Bundesebene beeinfl usst wer-

den (Völkl et al. 2008), existieren gleichzeitig für die USA 

nur eine sehr geringe Anzahl an sogenannten mid-term 

 elections, bei denen nicht die Partei des Präsidenten deut-

lich an Unterstützung verloren hat (Campbell 1997: 9ff.). 

Ob es sich dabei um eine nicht institutionalisierte Form 

der Machtbeschränkung auf Basis des direkten Volkswil-

len handelt (Burden und Kimball 2002) – schließlich ent-

steht durch mid-term elections oftmals eine Situation, in 

welcher der Präsident nicht mehr die Mehrheit in den 

 beiden Kammern kontrolliert – oder aber andere Aspekte 

wie z. B. Enttäuschung über nicht eingehaltene Wahlver-

sprechen aus der Präsidentschaftskampagne ausschlag-

gebend sind, ist nicht eindeutig zu klären. In jedem Fall 

unterscheidet sich das Mobilisierungsniveau einer zur Prä-

sidentschaftswahl gleichzeitig durchgeführten Kongress-

wahl deutlich von einer mid-term election. So erklärt sich 

nicht nur eine geringere Wahlbeteiligung, sondern auch, 

dass politisch weniger interessierte und  politisch unge-

bundene Wähler/-innen nur an der Hauptwahl teilneh-

men (Campbell 1960).

Aus wissenschaftlicher Perspektive kam der Befund, dass 

es sich bei der Europawahl 1979 keineswegs um eine 

 gemeinsame europäische Wahl gehandelt hatte, sondern 

es sich vielmehr um neun nationale Nebenwahlen handel-

te, die ein gemeinsames Parlament besetzt hatten (Reif 

und Schmitt 1980), alles andere als überraschend. Bis auf 

die Tatsache, dass es bei der bislang letzten Europawahl 

2009 sogar 27 nationale Nebenwahlen waren, hat sich 

an dieser generellen Einschätzung nicht viel geändert 

(Marsh und Mikhaylov 2010; Hix und Marsh 2011). Mit 

einem Augenzwinkern wird gar angemerkt, dass in der 

öffentlichen Debatte um die Europawahlen nicht gefragt 

werden sollte, warum etwa die Wahlbeteiligung so nied-

rig sei, sondern warum trotz der relativ geringen Relevanz 

so viele Bürger/-innen tatsächlich (noch) an Europawah-

len teilnehmen (Weßels und Franklin 2009).

Woran aber lässt sich fest machen, dass es sich bei Europa-

wahlen um Nebenwahlen handelt? Die deutlich geringere 

Wahlbeteiligung wurde bereits angesprochen. Selbst ein 

Land wie Deutschland, welches an sich durch eine allge-

mein hohe Partizipation an Repräsentativwahlen gekenn-

zeichnet ist, stellt hier keine Ausnahme dar. Aber auch 

Nebenwahlen: Merkmale und Erklärungsmuster
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8 das mäßige Medieninteresse und weniger intensive Kam-

pagnen der Parteien sind eindeutige Anzeichen für eine 

Charakterisierung als Nebenwahl (Cayrol 1991; Maier 

und Tenscher 2006; De Vreese et al. 2007; Wüst und 

 Tausendpfund 2009). Zudem kam es zu keiner Entwick-

lung eines eigenständigen Parteiensystems, welches auf 

europäischer Ebene um Stimmen konkurriert (Irwin 1995). 

Zwar treten in einigen Mitgliedsstaaten Parteien aus-

schließlich bei Europawahlen an; es handelt sich dabei 

aber fast durchweg um euroskeptische Protestparteien, 

was wohl kaum als positives Zeichen für die europäische 

Demokratie gewertet werden kann.

Vergleicht man Erfolg und Misserfolg von Parteien zwi-

schen Europa- und nationalen Wahlen auf der Aggregats-

ebene, so lassen sich einige Muster identifi zieren. Hier 

sind in erster Linie drei Trends zu sehen, die sich durchaus 

auch gegenseitig verstärken oder abschwächen (Hix und 

Marsh 2011). Erstens, Parteien, die bei Hauptwahlen gro-

ße Stimmanteile erzielen, verlieren bei Nebenwahlen zu-

gunsten von kleinen Parteien. Zweitens, Parteien in natio-

naler Regierungsverantwortung verlieren im Vergleich zu 

Oppositionsparteien. Drittens, Parteien mit eher extreme-

ren Positionen schneiden besser ab als Parteien aus dem 

moderaten Spektrum des politischen Wettbewerbs. An-

ders ausgedrückt: eine große Regierungspartei mit einem 

moderaten Profi l verliert in der Regel – und dies über alle 

Mitgliedstaaten und Wahljahre hinweg – deutlich gegen-

über der nationalen Hauptwahl. Das generelle Ausmaß 

der Gewinne bzw. Verluste hängt dabei zusätzlich von der 

Terminierung der Europawahl im nationalen Wahlzyklus 

ab (Reif und Schmitt 1980). Je näher an der Mitte des 

Wahlzyklus, also weit entfernt von der letzten und der 

nächsten Hauptwahl, desto größer sind die skizzierten 

systematischen Unterschiede. Diese zeitliche Komponen-

te ist eng mit dem politischen Mobilisierungsniveau ver-

bunden (Reif 1984); da es bei Europawahlen nur selten 

gelingt, breite Teile der Wahlbevölkerung speziell für 

Wahlen zum Europäischen Parlament zu mobilisieren, 

dies aber bei nationalen Wahlen sehr wohl der Fall ist, 

profi tieren Europawahlen in zeitlicher Nähe zu Haupt-

wahlen von deren Mobilisierungskraft. Entsprechend äh-

neln sich Wahlergebnisse einzelner Parteien zwischen den 

Ebenen in diesem Fall auch stärker.1 

Bei diesen relativ stabilen Mustern handelt es sich ledig-

lich um Beschreibungen und weniger um Erklärungen. 

Letztlich sind Aggregatszahlen – sowohl der Wahlbeteili-

gung als auch der Stimmanteile – die Summe individueller 

Handlungen. Will man also verstehen, wie diese Ergeb-

nisse zustande kommen, müssen sinnvolle Mikrotheorien 

entwickelt bzw. herangezogen werden (Oppenhuis 1995; 

Oppenhuis et al. 1996; Giebler i. E.). Bezüglich der Wahl-

beteiligung kann hier auf klassische Ansätze zurückge-

griffen werden, die auch für Hauptwahlen Verwendung 

fi nden (Blais 2000; Franklin 2004; Blais 2006). Diese 

 reichen von sozialstrukturellen Faktoren wie Alter oder 

Bildung bis hin zu Einstellungs- und Wertorientierungen. 

Zusätzlich werden Aspekte angeführt, die einen spezi-

fi schen Fokus auf die politische Ebene der EU aufweisen, 

z. B. positive oder negative Einschätzung der Arbeit des 

Europäischen Parlaments oder der europäischen Integra-

tion als Gesamtprozess. Im Gegensatz zu den klassischen 

Faktoren spielen diese aber nur eine untergeordnete 

Rolle – vor allem auch mit Blick auf die BRD (Steinbrecher 

2011). Zentral erweist sich das Relevanzargument; da 

 Europawahlen als relativ irrelevant angesehen werden, 

sind die Kosten einer Teilnahme im Vergleich zum ent-

sprechenden Nutzen deutlich höher als bei nationalen 

Parlamentswahlen. 

Alles in allem wird aber nicht erwartet, dass völlig andere 

Faktoren einen Einfl uss auf die Wahlbeteiligung haben, 

als dies bei Hauptwahlen der Fall ist. Durch den spezifi -

schen Kontext der Europawahl wirken einzelne Faktoren 

vielmehr stärker auf die Beteiligungswahrscheinlichkeit, 

da durch den wahrgenommen geringeren Nutzen eine 

höhere Hürde genommen werden muss. Tatsächlich exis-

tieren aber nur wenige Studien, die direkt Beteiligungs-

gründe zwischen Wahlebenen vergleichen, sodass das 

1 In dieser Studie werden primär die Europa- bzw. Bundestagswahlen im Jahr 2009 verglichen. Diese fanden in enger zeitlicher Abfolge statt, weshalb Effekte des 
Wahlzyklus eher unwahrscheinlich sind. Entsprechend wird diese Perspektive im Verlauf nicht weiter beachtet. Die Europawahl 2014 wird ebenfalls weit im ersten 
Viertel der nationalen Regierungsperiode stattfi nden. Es sind also auch hier kaum Effekte durch den Wahlzyklus zu erwarten. 
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de (Giebler i.E.).

In Bezug auf die Wahlentscheidung gilt dies ebenfalls. Es 

fehlen tiefgehende, vergleichende Analysen. In der Regel 

werden Wahlentscheidungsprozesse bei Europawahlen 

bestimmt und dann auf dieser Basis beurteilt, inwiefern 

dies Annahmen über Verhalten bei Hauptwahlen ent-

spricht. In vielen Fällen steht auch im Kontext der Wahl-

entscheidung die geringere Relevanz am Anfang. Da das 

Europaparlament weniger Kompetenzen aufweist und 

auch keine Regierung gewählt wird, sind Bürger/-innen 

freier in ihren Entscheidungen. Während sie bei nationa-

len Parlamentswahlen oftmals komplexe Abwägungs-

prozesse durchlaufen müssen, um etwa potentielle 

 Koa litionen in ihrer Wahrscheinlichkeit oder in ihrem indi-

viduellen Nutzen zu berücksichtigen, entfällt dies bei 

 Europawahlen. Strategisches Wählen ist von geringerer 

Relevanz, während das Wählen nach den „wahren“ Prä-

ferenzen (voting with the heart) im Vordergrund steht 

(Oppenhuis et al. 1996). Ähnlich wird das Abstrafen von 

nationalen Regierungen erklärt: weil Europawahlen we-

niger wichtig sind, können sie dazu genutzt werden, Re-

gierungen für ihre Politik auf nationaler Ebene einen 

Denkzettel zu verpassen. Hier wird der Charakter der Eu-

ropawahlen als Nebenwahlen am deutlichsten; sie wer-

den instrumentalisiert, um indirekt auf die wichtigere 

 politische Ebene Einfl uss nehmen zu können. 

Mit dieser Unterscheidung von Wahlkalkülen kann erklärt 

werden, weshalb große Parteien und Regierungsparteien 

oftmals starke Verluste hinnehmen müssen. Gerade gro-

ße Volksparteien profi tieren überproportional von koali-

tionsstrategischem Wahlverhalten, insbesondere in Syste-

men mit hohen Sperrklauseln.2 Wenn diese Restriktionen 

wegfallen, führt dies zu Stimmverlusten bei Volkspar teien. 

Extremen Parteien wiederum gelingt es einfacher, ihre 

Wählerschaft zu mobilisieren. Zudem kommt ihnen der 

Eindruck zu Gute, dass auf der europäischen Ebene poli-

tische Positionen eher verwässert werden. Es kann aus 

individueller Perspektive somit durchaus Sinn machen, 

Parteien mit einer extremen Position zu wählen, um sicher 

zu gehen, dass der parlamentarische Diskurs bzw. Kon-

sens zumindest ein Stück in die gewünschte Richtung ver-

schoben wird. Letztlich kann die Wahl einer extremen 

Partei aber ebenfalls mit der geringeren Relevanz erklärt 

werden. Als Zeichen des Protests gegen etablierte Partei-

en ist eine solche Wahlentscheidung auf europäische 

 Ebene mit weniger Konsequenzen behaftet, als dies bei 

einer Hauptwahl der Fall wäre. Sie ist mehr ein Denkzettel 

als dass sie politisches Handeln und Gesetzgebungs-

prozesse – wie dies auf nationaler Ebene der Fall wäre – 

verändert oder verlangsamt.

An dieser Stelle muss betont werden, dass es sich bei den 

skizzierten Ansätzen und Argumente um Erkenntnisse aus 

komparativer Perspektive handelt. Konkret auf Deutschland 

bezogen kann angenommen werden, dass bestimmte 

 Aspekte wenig Relevanz besitzen. So fand etwa bis zum 

kürzlich gefällten Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

auch bei Europawahlen in Deutschland eine Fünf-Pro-

zenthürde Anwendung. Zudem besitzt keine der etablier-

ten Parteien eine wirklich extreme Position zur Europä-

ischen Union. Vergleicht man dies z. B. mit Großbritannien, 

wo auf beiden Ebenen völlig konträre Wahlsysteme zum 

Einsatz kommen und gleichzeitig ein viel breiteres ideolo-

gisches Spektrum der Parteien vorhanden ist, dann wird 

schnell klar, dass in Deutschland im Vergleich weit weni-

ger Unterschiede zu erwarten sind. Deshalb scheint es 

umso sinnvoller, sich in erster Linie auf die dramatischen 

Differenzen bezüglich der Wahlbeteiligung und weniger 

der Parteiwahl zu konzentrieren.   

        

2 Dieser Effekt ist in Deutschland weniger stark als in anderen Ländern gegeben, da bis zur Wahlrechtsreform für die Bundestagswahl 2013 ein strategisches 
Aufspalten der Erst- und Zweitstimme – vor allem zwischen der Union und der FDP – eine „sichere“ Bank war.
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Für ein grundsätzliches Verständnis der Gründe einer 

 Partizipation bei Europawahlen werden verschiedene in-

dividuelle Merkmale der Befragten mit der Wahlbetei-

ligung bei der Europawahl 2009 in Verbindung gesetzt. 

Zu diesem Zweck wurden bivariate logistische Regressio-

nen berechnet; es lässt sich so zum einen zeigen, inwie-

fern die einzelnen Merkmale tatsächlichen einen relevan-

ten – im Sinn statistischer Signifi kanz – Effekt besitzen. 

Zum anderen kann die Veränderung der Wahlbeteili-

gungswahrscheinlichkeit berechnet werden. Die Daten-

grundlage stellen die Daten der Europäischen Wahlstudie 

2009 (PIREDEU) für die BRD dar (van Egmond et al. 2011). 

Es handelt sich dabei um eine repräsentative, telefonische 

Nachwahlbefragung mit etwa 1000 Befragten.3 

Im Folgenden sind die Merkmale zu inhaltlichen Gruppen 

zusammengefasst. In verschiedenen Grafi ken ist die Rele-

vanz jeweils farblich abgetragen – weiße Balken repräsen-

tieren Merkmale, die keinen Einfl uss auf die Wahlbetei-

ligung haben.4 Die Höhe der Balken gibt die Effektgröße 

an. Es handelt sich dabei um die Veränderung der Beteili-

gungswahrscheinlich in absoluten Prozentpunkten. Für 

die Interpretation ist zu beachten, dass die einzelnen Ef-

fekte in einer bivariaten Analyse per Defi nition nicht auf 

andere Faktoren kontrolliert wurden. Treten zwei oder 

mehrere Faktoren in einem gewissen Muster auf – etwa, 

dass höheres Einkommen oftmals bei älteren Personen 

vorliegt – so kann in einer Analyse dieser Art nur der 

 jeweilige Effekt und nicht die (kausale) Ursache für die 

Veränderung der Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit 

 gemessen werden. 

Soziodemographische Merkmale und 
Wahlbeteiligung

In einem ersten Schritt soll die Wirkungsmacht zentraler 

soziodemographischer Faktoren auf die Wahlbeteiligung 

bei der Europawahl 2009 untersucht werden. Im Allge-

meinen gilt für diese Faktoren, dass sie eher einen indirek-

ten Einfl uss auf politische Partizipation besitzen, also auf 

Faktoren wirken bzw. materielle, kognitive und affektive 

Ressourcen zu Verfügung stellen, die in unmittelbarer 

Weise mit der Entscheidung, sich an einer Wahl zu betei-

ligen, verbunden sind. Sie bedingen zudem die Ausbil-

dung von politischen Einstellungen zu einem relevanten 

Maß. Es ergibt sich somit eine direkte Verbindung zu den 

klassischen Ansätzen der Wahlverhaltensforschung, dem 

mikrosoziologischen Ansatz der Columbia School (Lazars-

feld et al. 1944) und dem makrosoziologischen Ansatz 

(Lipset und Rokkan 1967). Ersterer fokussiert bei der Er-

klärung des Verhaltens auf die Position einer Person in der 

Sozialstruktur, während sich der makrosoziologische An-

satz auf gesellschaftliche Konfl iktlinien, etwa Kapital vs. 

Arbeit oder Staat vs. Kirche, bezieht, die ihrerseits einen 

prägenden Effekt auf soziale Gruppen besitzen.   

Auf den ersten Blick ist zu erkennen, dass lediglich das 

Geschlecht der befragten Personen keinen relevanten Ein-

fl uss auf die Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit besitzt. 

Dies deckt sich durchaus mit den Ergebnissen aktueller 

Studien, sowohl im nationalen als auch im internationa-

len Kontext. Wenig überraschend weist das Alter einen 

starken Einfl uss auf: vergleicht man eine 20-jährige mit 

Wer beteiligt sich an Europawahlen?

3 Um problematische Verzerrungen zu vermeiden, wurde die Fallzahl für alle Berechnungen in diesem Papier konstant gehalten. Dadurch sinkt die Fallzahl auf etwa 
850 Befragte. Um eine bessere Repräsentativität zu erzeugen, wurden Angleichungsgewichte verwendet. Zusätzlich zu den üblichen Angleichungen, etwa bezüglich 
Alter, Geschlecht und Bildungsgrad, wurden die Daten an die reale Wahlbeteiligung angeglichen. Wie bei Wahlstudien üblich, kommt es zu sogenanntem „Overre-
porting“; der Prozentsatz an Wähler/-innen ist also höher als die reale Wahlquote. Verantwortlich für dieses Phänomen sind sowohl ungleiche Beteiligungsbereit-
schaft – diese ist bei Wähler/-innen höher – als auch durch sozial erwünschtes Antwortverhalten. Da die Quote des Overreportings bei Nebenwahlen noch höher 
ausfällt, wurde auf eine entsprechende Anpassung zurückgegriffen.  

4 Nach gängiger Praxis wurde hier auf eine Irrtumswahrscheinlichkeit von weniger als 5 Prozent zurückgegriffen. Mit anderen Worten: die Wahrscheinlichkeit, dass 
der gemessene Effekt nur zufällig in den verwendeten Daten aufgetreten ist, muss unter 5 Prozent liegen. Zumindest bei bivariaten Analysen ist die Frage der 
 Signifi kanz meist auch mit der Größe des Effekts verbunden. So weisen stärkere Effekte – bei den hier durchgeführten Analysen in etwa über 10 Prozent – auch 
eine geringere Irrtumswahrscheinlichkeit auf. 
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einer 60-jährigen Person, so ist die Beteiligungswahr-

scheinlichkeit für letztere um mehr als 23 Prozentpunkte 

höher. Dieser Effekt geht zum einen auf habituelles Ver-

halten zurück, kann aber auch mit einer stärkeren Einge-

bundenheit in die politische Gemeinschaft erklärt werden. 

Interessanter, aber wohl auch mit der Frage der Eingebun-

denheit in die politische Gemeinschaft korreliert, erscheint 

die Tatsache, dass Personen ohne Migrationshintergrund 

ebenfalls eine deutlich höhere Beteiligungswahrschein-

lichkeit zeitigen.

Starke Effekte lassen sich auch für den Bildungsgrad und 

das Einkommen konstatieren.5 Personen mit niedriger 

Schulbildung (kein oder Hauptschulabschluss) beteiligen 

sich deutlich weniger wahrscheinlich als Personen mit 

(Fach-)Hochschulzulassung. Die Unterschiede sind noch 

deutlicher, wenn man niedriges mit hohem Einkommen 

vergleicht. Ähnliche Befunde fi nden sich in fast allen 

 Studien zur Wahlbeteiligung. Als Begründung wird häufi g 

auf die Relevanz von Ressourcen – kognitiv in Bezug auf 

die Bildung und materiell in Bezug auf das Einkommen – 

verwiesen. 

Als zweites Set von soziodemographischen Merkmalen 

werden Aspekte des persönlichen Umfelds in Grafi k 3 be-

trachtet. Hier geht es sowohl um Partnerschaft und Fa-

milie als auch um die Mitgliedschaft bzw. Zugehörigkeit 

zu Organisationen oder gesellschaftlichen Gruppen. Dies 

folgt der Annahme der sogenannten Randständigkeits-

these, die besagt, dass Nichtwähler überdurchschnittlich 

häufi g aus sozial isolierten Teilen der Bevölkerung stam-

men (Caballero 2005: 357).

Grafi k 2: Soziodemographische Merkmale I und Wahlbeteiligung

Veränderung der Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit

Niedriges vs. 
hohes Einkommen

Niedrige vs. 
hohe Bildung

Kein 
Migrationshintergrund

20 vs. 60 Jahre

Mann

0 10 20

30

32,2

22,9

17,6

23,4

-3,3

5 In den Daten liegt keine Messung des Einkommens vor, da Fragen dieser Art nach wie vor eine hohe Anzahl von Antwortverweigerungen provozieren. Stattdessen 
wurde nach einer Einschätzung des familiären Lebensstandards gefragt. Die Antworten konnten auf einer Skala mit sieben Abstufungen gegeben werden; die 
Endpunkte waren „sehr gering“ bzw. „sehr hoch“. Konzeptionell besteht somit eine ausreichende Äquivalenz.
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Weder die Frage, ob eine Person in einer Partnerschaft 

lebt, noch eine Gewerkschaftsmitgliedschaft oder die 

 Inklusion in eine religiöse Gemeinschaft besitzen einen 

relevanten Effekt auf die Wahlbeteiligung. Dies ist nicht 

überraschend; auch wenn die BRD durchaus Probleme 

bezüglicher sozialer Exklusion und „Randständigkeit“ 

aufweist, so ist dies nicht in einem Maß der Fall, dass da-

mit eine Wahlbeteiligung von deutlich unter 50 Prozent 

erklärt werden könnte. Zudem sind die Bindungen zwi-

schen Gewerkschaften bzw. Kirchen zu den Parteien heu-

te deutlich schwächer ausgeprägt, als dies noch vor ein 

paar Jahrzehnten der Fall war.

Politische Versiertheit und Wahlbeteiligung 

Im Gegensatz zu den soziodemographischen Merkmalen 

liegt der unmittelbare Zusammenhang zwischen politi-

scher Versiertheit und Wahlbeteiligung auf der Hand. 

 Politische Versiertheit ist Ausdruck einer gewissen Invol-

vierung mit dem politischen System und damit einer psy-

chologischen Perspektive auf Partizipation (Blais 2000: 

13f.). Es entsteht ein Pfl ichtgefühl, sich an einer Wahl zu 

beteiligen. Dies ist eng mit der Idee der „staatsbürgerli-

chen Orientierungen“ des Michigan-Modells des Wahl-

verhaltens verbunden (Campbell et al. 1960). Zum ande-

ren kann aber auch streng rationalistisch argumentiert 

werden: bereits im Vorfeld allgemein vorhandene Infor-

mationen über das politische System, Parteien usw. sen-

ken die individuell aufzubringenden Kosten für die Wahl-

beteiligung. Gerade dieser Faktor ist für Nebenwahlen 

von großer Bedeutung (De Vries et al. 2011; Hobolt und 

Wittrock 2011). Des Weiteren hat das Europäische Parla-

ment seit seiner Gründung durchaus an Kompetenzen 

hinzugewonnen (Rittberger 2012), was den Nutzen einer 

Stimmabgabe erhöht. Dies ist wahrscheinlich eher Perso-

nen mit höherer politischer Versiertheit bekannt. 

 

Politische Versiertheit kann grob in zwei Bereiche unter-

teilt werden: politisches Interesse und politisches Wissen. 

Im Bereich des politischen Interesses können zwei unter-

schiedliche Aspekte berücksichtigt werden, allgemeines 

politisches Interesse und das spezifi sche Interesse an der 

Europawahl 2009. Aus der Grafi k lässt sich eindeutig ab-

Grafi k 3: Soziodemographische Merkmale II und Wahlbeteiligung

Veränderung der Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit

Häufi ger vs. 
kein Kirchenbesuch

Gewerkschafts-
mitgliedschaft
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lesen, dass beide Aspekte einen sehr großen Einfl uss auf 

die Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit ausüben. Im Ver-

gleich zu wenig Interesse führt viel Interesse zu einem 

 Anstieg um mehr als 35 Prozentpunkte. Etwas geringer, 

aber nichtsdestotrotz deutlich fällt der Effekt des politi-

schen Wissens aus (etwa 20 Prozentpunkte).

Zusammengefasst kann festgehalten werden, dass politi-

sche Versiertheit einen sehr großen Einfl uss auf die Wahl-

beteiligung bei Nebenwahlen hat, wahrscheinlich sogar 

einen stärkeren als bei Hauptwahlen wie der Bundestags-

wahl. 

Demokratiezufriedenheit, Evaluation der EU 
und Wahlbeteiligung

Sowohl die rationale als auch die affektive Bewertung ei-

nes politischen Systems bzw. der demokratischen Prozes-

se sollten ebenfalls einen gewichtigen Einfl uss auf die 

Frage der Beteiligung am Wahltag aufweisen. Positive Be-

wertungen sind in gewisser Weise der Gegenpol zur 

 öffentlich viel diskutierten Politikverdrossenheit und als  

Maßzahlen für die Unterstützung des politischen Systems 

interpretiert (Easton 1965). 

Demokratiezufriedenheit kann primär als ein Maß für die 

abstrakte Performanzbewertung verstanden werden – 

weniger als ein valider Indikator für Legitimität (Linde und 

Ekman 2003). Aufgrund der Mehrebenenstruktur des 

 politischen Systems und der engen Vernetzung ist aus 

Grafi k 5 erkennbar, dass sowohl die Zufriedenheit mit der 

Demokratie in der BRD als auch in der EU die Wahlbetei-

ligungschance erhöht. Der Effekt ist etwas schwächer für 

die EU-Ebene. Dies könnte vorsichtig dahingehend ge-

deutet werden, dass es den Bürger/-innen nach wie vor 

primär um eine Evaluation der bundesdeutschen und 

nicht der europäischen Demokratie geht – ganz im Sinn 

des Nebenwahlcharakters und der Primärsozialisation im 

Nationalstaat. Der stärkste Effekt ergibt sich für die kon-

krete Bewertung, inwiefern die EU-Mitgliedschaft gut 

oder schlecht für die BRD ist. Eine positive Bewertung er-

höht die Beteiligungswahrscheinlichkeit um fast 30 Pro-

zentpunkte.

Grafi k 4: Politische Versiertheit und Wahlbeteiligung

Veränderung der Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit

Wenig vs. viel
pol. Wissen
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Veränderung der Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit
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Spricht dies insgesamt gegen die These, dass es sich bei 

Europawahlen vor allem auch um Protestwahlen gegen 

Regierungs- bzw. etablierte Parteien handelt? Es kann zu-

mindest argumentiert werden, dass die Zahlen die These 

nicht bestätigen. Unzufriedene Bürger/-innen gehen ein-

deutig weniger häufi g zur Wahl als zufriedene; dies gilt 

auch für Personen, welche die EU-Mitgliedschaft positiv 

beurteilen. Zu einem gewissen Teil kann dies auch durch 

die Angebotsseite induziert sein; neben Der Linken gab es 

bei der Europawahl 2009 keine etablierte Partei mit euro-

skeptischen Positionen und selbst bei dieser handelt 

es sich um relativ moderate Ansichten. In Ländern wie 

Großbritannien, Frankreich oder Finnland ist dies grund-

sätzlich anders und es ist zu erwarten, dass dort eben 

auch unzufriedene Personen stärker mobilisiert werden, 

da sich Kanäle für entsprechende Positionen öffnen. In Be-

zug auf 2014 ist hier mit der „Alternative für Deutschland“ 

eventuell auch eine Veränderung in der BRD in Sicht.

Aktive und passive Mobilisierung und 
Wahlbeteiligung  

Fast alle bislang besprochenen Merkmale und Indikato-

ren – mit Ausnahme des Interesses an der Europawahl – 

haben keinen direkten kontextuellen Bezug zur Europa-

wahl 2009. In Grafi k 6 werden nun aktive und passive 

Mobi lisierung im Vorfeld der Wahl betrachtet. Die Formel 

ist hierbei so einfach wie plausibel; je weniger Anstren-

gungen Parteien unternehmen, Informationsmaterial zur 

Verfügung zu stellen bzw. Personen direkt zu mobilisie-

ren, desto geringer ist die Wahlbeteiligung (Weßels und 

Franklin 2009: 616). Als passive Mobilisierung wird hier 

eine Situation bezeichnet, in welcher die befragte Person 

von einer Partei – egal in welcher Form – direkt und mit 

dem Fokus auf die Europawahl kontaktiert wurde. Ne-

benwahlen zeichnen sich durch weniger Medieninteresse 

aus (Schuck et al. 2011), weshalb nicht nur Informationen 

schwerer zu erhalten sind, sondern auch Mobilisierungs-

versuche durch Parteien eine wichtigere Rolle spielen 

sollten. 
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Interessanterweise ist dieser Effekt der passiven Mobili-

sierung nicht zu erkennen (Grafi k 6); sie spielt keine rele-

vante Rolle für die Wahlbeteiligung. Dies deckt sich zwar 

mit einem anderen Befund zur Wahl 2009, nicht aber mit 

der theoretischen Erwartung (Giebler i.E.). Dies mag am 

äußerst geringen Mobilisierungsstand liegen, denn ledig-

lich ein Viertel aller Befragten gab an, von einer Partei 

kontaktiert worden zu sein. Bei der wenige Monate spä-

ter stattfi ndenden Bundestagswahl lag die Quote bei über 

50 Prozent.

Aktive Mobilisierung fasst diejenigen Anstrengungen zu-

sammen, welche die befragte Person selbst unternom-

men hat, sich über die Wahl zu informieren. Entsprechend 

ist dieser Indikator durchaus verwandt mit dem Konzept 

des politischen Interesses. Ähnlich wie dort ergibt sich ein 

beachtlicher Anstieg der Wahlbeteiligungswahrschein-

lichkeit von wenig zu viel aktiver Mobilisierung. Es lässt 

sich also vorsichtig schlussfolgern, dass die Verfügbarkeit 

von Informationen, sei es in den Medien oder über die 

Kanäle der Parteien, eine wichtigere Rolle spielt, als die 

passive Mobilisierung – zumindest so lange letztere auf 

einem so geringen Niveau erfolgt. Auf der anderen Seite 

bleiben eigene Aktivitäten sicherlich auch eher im Ge-

dächtnis als die Tatsache, ob man von einer Partei ange-

sprochen wurde.

Parteineigung, Indifferenz, Entfremdung und 
Wahlbeteiligung 

Die letzten Faktoren, die in diesem Abschnitt betrachtet 

werden sollen, beziehen sich auf die Parteien bzw. das 

Parteiensystem und deren Bewertung. Dies schließt so-

wohl affektive als auch rationale Komponenten ein. Dem 

ersten Lager ist die Parteineigung zugehörig (Campbell 

et al. 1960). Dieses aus dem sozialpsychologischen An-

satz der Wahlverhaltensforschung stammende Konzept 

kann mit der Vorliebe für einen Fußballverein verglichen 

werden. Sie stellt eine kaum rational zu erklärende, dau-

erhafte Bindung dar, die auch über Enttäuschungen 

 hinweg eine affektive Verbundenheit bestehen lässt. Im 
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führen, dass sich eine Person mit Parteineigung beteiligt. 

Blickt man auf das Ergebnis in Grafi k 7, so ergibt sich al-

lerdings kein signifi kanter Effekt der Parteineigung. Die 

Frage, ob sich eine Person an der Europawahl 2009 betei-

ligt hat oder nicht, kann also nicht mit Blick auf eine sta-

bile Bindung an eine Partei erklärt werden.   

Die rationale Perspektive auf Parteien und deren Angebot 

ist eng mit den Begriffen Indifferenz und Entfremdung 

verbunden (Brody und Page 1973; Hinich und Munger 

1997). Indifferenz und Entfremdung verringern den Nutzen 

einer Wahlbeteiligung. Wenn Wähler/-innen konstatie ren, 

dass es keinen Unterschied macht, welche Partei(en) die 

Wahlen gewinnt oder wie stark sie im Parlament vertreten 

sind, wird der Wahlausgang gleichgültig und damit die 

Wahlbeteiligung zwecklos. Wenn die zur Wahl stehenden 

Alternativen bezüglich ihres inhaltlichen Angebots kaum 

attraktiv erscheinen, ist eine Person „entfremdet“. 

Personen mit starker Entfremdung – anders ausgedrückt: 

keine der relevanten Parteien bietet ein politisches Pro-

gramm an, das nah an den Vorstellung der befragten 

 Person ist – haben eine um fast 20 Prozentpunkte gerin-

gere Beteiligungswahrscheinlichkeit. Noch stärker ist der 

Einfl uss von Indifferenz; Bürger/-innen, für die es kaum 

einen Unterschied macht, wie die Wahl ausgeht, haben 

eine viel niedrigere Wahrscheinlichkeit, am Wahlsonntag 

auch tatsächlich zur Wahl zu gehen. 

Die Qualität des Parteisystems, gemessen durch Entfrem-

dung und Indifferenz, besitzt also einen deutlichen Effekt 

auf die Wahlbeteiligung. Dass sich kein Effekt für Partein-

eigung zeigen lässt, stimmt insofern bedenklich, als dass 

es den Parteien bei der Europawahl 2009 nicht (einmal) 

gelungen ist, an sie gebundene Wähler auch umfassend 

zu mobilisieren. Dies unterstreicht erneut den besonderen 

Charakter der Europawahlen als Nebenwahlen.

Grafi k 7: Parteineigung, Indifferenz, Entfremdung und Wahlbeteiligung
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Neben der geringen Wahlbeteiligung und der geringen 

Medienaufmerksamkeit wird oftmals konstatiert, dass 

sich Europawahlen durch deutlich geringere Kampagnen-

aktivitäten auszeichnen (Tenscher 2005, 2011b). Nicht 

nur in den Augen der Bürger/-innen, sondern auch in den 

Augen der Parteien und der Kandidatinnen und Kandida-

ten, so die Überlegung, sind Wahlen zum Europäischen 

Parlament von weit geringerer Relevanz, was letztlich den 

Nutzen von Investitionen, egal welcher Natur, weniger 

sinnvoll macht, als dies bei Landtags- oder gar Bundes-

tagswahlen der Fall ist.

Im Jahr 2009 fanden Bundestags- und Europawahl in kur-

zer zeitlicher Abfolge statt. Dies ist für einen Vergleich der 

Wahlkämpfe insofern äußerst günstig, als sich – nicht zu-

letzt durch die neuen Medien und soziale Netzwerke – 

Wahlkampfführung teilweise rasant verändert (Norris 

2000; Plasser und Plasser 2000; Giebler und Wüst 2011a). 

Darüber hinaus ist der allgemeine Kontext sehr ähnlich 

und entsprechend können Unterschiede maßgeblich auf 

die unterschiedliche Wahlebene bzw. den Charakter der 

Wahl als Haupt- oder Nebenwahl zurückgeführt werden.

Eine Möglichkeit des Vergleichs der Wahlkämpfe bieten 

die Ausgaben der etablierten Parteien. Nicht überra-

schend liegen die Gesamtausgaben bei der Bundestags-

wahl mehr als doppelt so hoch, wie bei den Europawah-

len – 70 Millionen vs. 30 Millionen Euro (Tenscher 2011a). 

Vergleicht man die Ausgabenunterschiede zwischen den 

beiden Wahlen nach Parteitypen – also Volksparteien und 

kleinere Parteien – so ergibt sich kaum ein Unterschied. 

Über die drei letzten Europawahlen hinweg ist keine Ver-

änderung der Ausgabenhöhe oder gar ein Angleichungs-

trend zu erkennen. Zumindest bezüglich der Wahlkampf-

ausgaben sind und bleiben Wahlen zum Europäischen 

Parlament lediglich Wahlen zweiter Klasse – was dann eben 

auch zu geringerer passiver Mobilisierung führt.

Es lassen sich aber auch Aussagen über die Gesamtpro-

fessionalität der Kampagnen treffen (ebenda). Diese be-

zieht sich nicht nur auf die Ausgaben, sondern auch auf 

andere Faktoren zur Struktur und Strategie des Wahl-

kampfes, wie etwa die Zusammenarbeit mit professionel-

len Agenturen, stärkere Zielgruppenorientierung oder 

Personalisierung. Vergleicht man die Kampagnen auf die-

se Weise, so lässt sich für die Wahlen im Jahr 2009 nur ein 

über alle Parteien hinweg geringer Vorsprung für die Bun-

destagswahl feststellen. Dies liegt in erster Linie daran, 

dass die Europawahlkampagnen von 2004 zu 2009 einen 

erstaunlichen Professionalisierungssprung gemacht ha-

ben. Sieht man also von den Ausgaben ab, ergeben sich 

kaum noch Unterschiede, was durchaus zu begrüßen ist. 

Auch auf diese Weise kann die Relevanz der Europawah-

len in den Augen der Bürger/-innen gestärkt werden.

Löst man sich von der Ebene der Parteien hin zur Ebene 

der Kandidatinnen und Kandidaten, so kommt man zu 

dem Schluss, dass es auch hier nur relativ geringe Unter-

schiede gibt. Dies gilt insbesondere, wenn man zwischen 

mehr und weniger aussichtsreichen Kandidaturen diffe-

renziert (Giebler und Wüst 2011b). Betrachtet man zwei 

klassische Indikatoren der individuellen Wahlkampfi nten-

sität, die für den Wahlkampf aufgebracht werden, fi nan-

zielle und zeitliche Ressourcen, so liegen die Durch-

schnittswerte für aussichtsreiche Kandidatinnen und 

Kandidaten bei Europawahlen sogar höher als die ent-

sprechenden Werte auf nationaler Ebene. 

Ist der Eindruck also falsch, dass es sich bei Kampagnen 

zu Europawahlen in der BRD um Nebenwahlkampagnen 

handelt? Betrachtet man Grafi k 8, so muss dies klar ver-

neint werden. Kampagnen haben – zumindest in ihrer 

Grundform – zwei Ziele: sie sollen Personen erreichen und 

sie sollen bei diesen Interesse erzeugen. Nur so kann letzt-

lich eine hohe Wahlbeteiligung erzielt werden.6 Dies ist 

Bedeuten Nebenwahlen automatisch auch Nebenwahlkämpfe? 
Kampagnenaktivitäten und -rezeption im Vergleich 

6 Natürlich streben Parteien nicht nur nach einer hohen Wahlbeteiligung, sondern vor allem nach einem individuellen Wahlerfolg. Aber auch für diese ist es notwen-
dig, Wähler/-innen zu erreichen und zu motivieren, am Wahltag das Kreuz an der „richtigen Stelle zu machen“. 
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ro pawahlen.7 Lediglich ein Viertel der befragten Personen 

gab an, dass sie von einer Partei während des Europa-

wahlkampfs kontaktiert wurden oder im Straßenwahl-

kampf Informationsmaterial erhalten haben (passive 

Mobilisierung). Der entsprechende Wert liegt bei der Bun-

destagswahl 2009 fast doppelt so hoch. Nicht ganz so 

deutlich ist der Unterschied bezüglich der Frage, inwie-

fern sich Personen für den Wahlkampf interessiert haben. 

Da aber gerade politisches Interesse im Allgemeinen und 

das Interesse am Wahlkampf im Speziellen einen starken 

Einfl uss auf die individuelle Wahlbeteiligung hat, fällt dies 

nichtsdestotrotz stark ins Gewicht. 

     

Es scheint, dass die deutlich geringeren Ressourcen, die 

insgesamt im Wahlkampf aufgewendet werden,  einen 

starken Effekt auf zentrale Kennzahlen (z. B. Mobilisie-

rungsgrad) haben, die wiederum in einem direkten Zu-

sammenhang mit der Wahlbeteiligung stehen. Dies kann 

offensichtlich nicht durch ein ähnliches Professionalisie-

rungsniveau ausgeglichen werden. Erschwert wird die 

 Situation durch die geringere Relevanz der Europawah-

len, die eben nicht zur Bildung einer Regierung führen 

und die ein Parlament bestellen, das weit weniger  Einfl uss 

als die nationalen Pendants auf das politische Geschehen 

hat. Ein weiterer, struktureller Faktor kann zusätzlich zur 

Erklärung herangezogen werden: das Wahlsystem. Bei 

Europawahlen werden in einem reinen Verhältniswalsys-

tem in der BRD lediglich 99 Abgeordnete gewählt. So-

mit ist im Vergleich zu den Bundestagswahlen nicht nur 

eine geringere lokale Anbindung der Politiker/-innen zu 

konstatieren, sondern schlicht zudem die Tatsache, dass 

die absolute Anzahl der Kandidaten und Kandidatinnen 

deutlich geringer ist. Auch wenn aussichtsreiche Kandi-

datinnen und Kandidaten unabhängig der Wahlebene 

ähnlich engagiert Wahlkampf betreiben, deren Anzahl 

aber bei Europawahlen deutlich geringer ist, so führt 

dies – zusammen mit den niedrigeren Ausgaben der Par-

teien – zu einer geringeren Kampagnenintensität und 

-dichte (Giebler und Wüst 2011b).

Grafi k 8: Interesse und Mobilisierung im Vergleich
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7 Die Daten für die Bundestagswahl 2009 stammen von der Deutschen Wahlstudie GLES (Rattinger et al. 2011). Es handelt sich dabei ebenfalls um eine Nachwahl-
befragung.
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In den bisherigen Kapiteln wurden maßgeblich deskrip-

tive Befunde präsentiert bzw. Befunde, die auf bivariaten 

Analysen beruhen. Zudem wurde der Vergleich zwischen 

Verhalten bei Europa- und Bundestagswahlen lediglich an 

wenigen Stellen explizit durchgeführt. In diesem ab schlie-

ßenden Kapitel werden nicht nur direkte Vergleiche 

durchgeführt, sondern auch komplexere Verfahren ver-

wendet, um die Einfl ussstärke einzelner Faktoren verglei-

chen zu können. Im ersten Unterkapitel werden Deter-

minanten der Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit ver-

glichen, während im zweiten Unterkapitel Unterschiede 

zwischen den Determinanten der Parteiwahlwahrschein-

lichkeit untersucht werden. Schließlich wird überprüft, ob 

Volksparteien in Deutschland tatsächlich bei Europawah-

len schlechter als bei Bundestagswahlen abschneiden.

Für den direkten Vergleich können leider nur Faktoren 

herangezogen werden, welche sowohl in der Europä-

ischen Wahlstudie als auch in der entsprechenden Studie 

der GLES (German Longitudinal Election Study) vorliegen. 

Dies hat zur Folge, dass nicht alle Faktoren, die oben im 

Bezug auf die Europawahlen präsentiert wurden oder die 

öffentlich debattiert werden, berücksichtigt werden kön-

nen. Nichtsdestotrotz ist die Anzahl der gemeinsamen 

Faktoren ausreichend hoch, um Erklärungsmodelle zu 

verwenden, die sehr ähnlich zu jenen sind, die in gängi-

gen Publikationen im Bereich der Wahlbeteiligung und 

Parteiwahl genutzt werden.8  

Determinanten der Wahlbeteiligung im Vergleich

Die faktische Höhe der Wahlbeteiligung bei Europawah-

len liegt weit unter jener bei Bundestagswahlen (s.o.). 

Dies bedeutet aber nicht automatisch, dass sich die Grün-

de für eine Wahlbeteiligung bzw. die Einfl ussstärke 

einzelner Faktoren zwischen den beiden Wahlen unter-

scheidet. Um einen direkten Vergleich zu ermöglichen, 

wurden zwei identische Erklärungsmodelle berechnet, die 

jeweils die Wahlbeteiligung vorhersagen sollen. Die Mo-

delle beinhalten sowohl soziodemographische Merkmale 

als auch Einstellungsvariablen. Auf dieser Basis lässt sich 

für jeden Faktor bei der jeweiligen Wahl der Einfl uss, also 

die Veränderung der Beteiligungswahrscheinlichkeit, be-

rechnen. Dabei wird dieser Einfl uss auf die Effekte der 

anderen Faktoren kontrolliert. Ergibt sich kein signifi kan-

ter Einfl uss, so ist dies in der Tabelle mit n.s. (nicht signi-

fi kant) gekennzeichnet. 

Europa- und Bundestagswahlen im Vergleich 

8 Aus methodologischer Perspektive ist der Vergleich von Schätzungen, die auf getrennt erhobenen Daten erhoben wurden, nicht unproblematisch. So können Un-
terschiede etwa auch auf divergierende Frageformulierungen oder ähnlichem beruhen. Entsprechend sollten die präsentierten Ergebnisse mit einer gewissen Vor-
sicht interpretiert werden.
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Wahlbeteiligung Europawahl Wahlbeteiligung Bundestagswahl

Indikator Änderung der Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit (in Prozentpunkten)

Alter (pro Jahr) 0,6 0,3

Migrationshintergrund -14,3 n.s.

Einkommen (pro Skalenpunkt) 5,8 1,4

Bildung

niedrig vs. mittel 10,9 6,1

niedrig vs. hoch  17,1 9,7

Passive Mobilisierung n.s. n.s.

Interesse am Wahlkampf

sehr vs. etwas -22,3 n.s.

sehr vs. wenig -31,9 n.s.

sehr vs. kein -50,7 -31,4

Demokratiezufriedenheit

sehr vs. ziemlich n.s. -11,7

sehr vs. weniger n.s. -14,4

sehr vs. unzufrieden -28,8 -25,0

Parteineigung n.s. 13,1

Entfremdung (pro Skalenpunkt) n.s. -2,4

Indifferenz -20,4 -11,9

Korrekt vorhergesagte Fälle 71% 84%

Anmerkung: Die Ergebnisse beruhen auf logistischen Regressionen, die durch Anpassungsgewichte korrigiert wurden. Es handelt sich im Einzelnen 
um Wahrscheinlichkeitsveränderungen, da Koeffi zienten aus logistischen Regressionen nicht direkt miteinander verglichen werden können. Für die 
Berechnung der einzelnen Effekte werden jeweils alle anderen Faktoren auf den empirischen Mittelwert gesetzt. 

Zuoberst weist die Tabelle die Effekte der soziodemogra-

phischen Merkmale aus. Für alle Faktoren – Alter, Migra-

tionshintergrund, Einkommen und Bildung – ergeben sich 

höhere Wahrscheinlichkeitsveränderungen bezüglich der 

Europawahlbeteiligung. So steigt etwa die Wahrschein-

lichkeit, an der Europawahl teilzunehmen um 0,6 Pro-

zentpunkte für jedes zusätzliche Lebensjahr, während der 

Effekt bei Bundestagswahlen lediglich 0,3 Prozentpunkte 

beträgt. Ein Migrationshintergrund hat keinen Effekt bei 

der Bundestagswahl, während Personen mit Migrations-

hintergrund deutlich seltener an der Europawahl teilneh-

men. Für die Frage des Einkommens und der Bildung er-

geben sich ähnliche Unterschiede. Zusammengefasst 

bedeutet dies, dass soziodemographische Faktoren bei 

der Europawahl einen deutlich höheren Einfl uss aufwei-

sen. Europawahlen sind also deutlich selektiver bezüglich 

soziodemographischer Faktoren. So weist bei einer Euro-

pawahl eine 25-jährige Person mit Migrationshintergrund, 

niedriger Bildung und geringem Einkommen lediglich 

eine Wahrscheinlichkeit von sechs Prozent auf, sich an der 



EMP IR I SCHE SOZ IALFORSCHUNG 1

21Wahl zu beteiligen. Diese Wahrscheinlichkeit steigt um 

fast 55 Prozent, wenn es sich stattdessen um eine 50-jäh-

rige Person ohne Migrationshintergrund, mit mittlerer Bil-

dung und mittlerem Einkommen handelt. Überträgt man 

dies auf die Bundestagswahl, so fällt der Unterschied mit 

lediglich 30 Prozent deutlich geringer aus. 

Interessanterweise ergibt sich für keine der Wahlen ein 

signifi kanter Effekt für die passive Mobilisierung, also die 

Unterscheidung zwischen Personen, die von einer Partei 

kontaktiert wurden. Es gibt – wie oben gezeigt – zwar 

große Unterschiede in der Häufi gkeit der passiven Mobili-

sierung zwischen Haupt- und Nebenwahlen; einen Ein-

fl uss auf die Wahlbeteiligung hat dies jedoch nicht. An-

ders sieht es bezüglich des Interesses am Wahlkampf aus. 

Zwar ergeben sich auch hier nicht signifi kante Effekte, 

 allerdings nur bei der Bundestagswahl und für den Unter-

schied zwischen sehr großem Interesse auf der einen und 

etwas und geringem Interesse auf der anderen Seite. Im 

Kontext der Europawahlen reichen schon kleine, gradu-

elle Unterschiede, um einen großen Effekt zu erzeugen. 

Personen, die lediglich angaben, etwas Interesse an der 

Wahl gehabt zu haben, nehmen mit einer um 22 Prozent 

geringeren Wahrscheinlichkeit teil als Personen mit gro-

ßem Interesse. Selbst wenn die beiden größten Unter-

schiede – sehr großes Interesse vs. kein Interesse – ver-

glichen werden, ergibt sich ein viel stärkerer Effekt bei 

den Europawahlen. Wie erwartet spielt Interesse an der 

Europawahl also eine außerordentlich relevante Rolle für 

die Wahlbeteiligung. Hier liegt mit Sicherheit auch ein 

 Ansatzpunkt für Parteien und andere Akteure vor, deren 

Ziel es ist, die Wahlbeteiligung zu erhöhen. Es ist nicht zu 

erwarten, dass sich das Interesse an der Europawahl auto-

matisch im Zeitverlauf erhöht. Gleichzeitig kann Interesse 

aber durch bestimmte Kampagnenstrategien, die enge 

Einbeziehung der Medien oder etwa ein TV-Duell auch 

bei den Europawahlen durchaus geweckt werden. In Be-

zug auf die Europawahl 2014 kann vorsichtig gemut-

maßt werden, dass diese Aktivitäten aufgrund der euro-

päischen Wirtschaftskrise auf fruchtbaren Boden fallen 

würden. Die europäische Ebene war in den letzten Jahren 

präsenter als je zuvor in der BRD; entsprechend sollte 

auch mehr generelles Interesse an solchen Aktivi täten be-

stehen. Die Kandidatur der „Alternative für Deutschland“ 

wird zudem zu einer stärkeren Polarisierung des Parteien-

angebots führen, was wiederum mehr Aufmerksamkeit 

auf den Wahlkampf lenken könnte.

Als Bezugspunkt für die Demokratiezufriedenheit wurde 

jeweils die Ebene verwendet, auf die sich auch die Wahl 

bezieht. Im Fall der Europawahl handelt es sich also um 

die Zufriedenheit mit der Demokratie in der EU, während 

es sich für die Bundestagswahl um die Zufriedenheit mit 

der nationalen Demokratie handelt. Für die Bundestags-

wahl ergeben sich signifi kante Effekte für alle graduellen 

Unterschiede; bei der Europawahl lediglich für die größt-

mögliche Differenz in den Bewertungen. Dieser Effekt ist 

dann allerdings auch etwas stärker als bei der Bundes-

tagswahl.

Ein Blick auf die Parteineigung offenbart (erneut) ein er-

staunliches Ergebnis. Während sich für die Bundestags-

wahl der erwartete Effekt zeigt – Personen mit einer Partei-

neigung nehmen eher an einer Wahl teil – kann keinerlei 

Zusammenhang bei der Europawahl nachge wiesen wer-

den. Da Parteineigung, wenn auch vielleicht nicht in ihrer 

Stärke, eine über Zeit eher stabile Bindung darstellt, kann 

dies nur bedeuten, dass es Parteien bei den Europawah-

len nicht gelingt, das jeweilige Stammklientel zu einer 

Wahlteilnahme zu mobilisieren bzw. zu motivieren. Dies 

mag im Kontext einer nationalen Wahl aufgrund der 

 inhärenten Relevanz und der größeren Medienaufmerk-

samkeit einfacher sein, jedoch scheint auch hier Potential 

für eine höhere Wahlbeteiligung bei Europawahlen zu 

schlummern.  

Schließlich beinhalten die Erklärungsmodelle auch die 

 bereits oben eingeführten Variablen zur Messung von 

Entfremdung und Indifferenz. Die individuell wahrgenom-

mene Attraktivität des politischen Angebots führt zu kei-

ner Veränderung der Wahlbeteiligungswahrscheinlichkeit 

bei Europawahlen. Bei Bundestagswahlen wirkt sich Ent-

fremdung theoriekonform negativ auf die Beteiligung 

aus. Die Wahlteilnahme bei den Europawahlen ist also 

 bezüglich Entfremdung weit weniger eine auf das Ange-

bot bezogene rationale Entscheidung. Selbst wenn das 

generelle Angebot positiv oder zumindest neutral 

beurteilt wird, geht man nicht unbedingt zur Wahl. In 
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geringer eingeschätzten Relevanz verstanden werden. 

Selbst wenn das Angebot attraktiv ist, ergibt sich aus 

 einer Wahlbeteiligung zu wenig individueller Nutzen. Der 

Einfl uss von Indifferenz wiederum deutet in eine andere 

Richtung. Befragte Personen, die der Meinung sind, dass 

es keinen Unterschied macht, wie eine Wahl ausgeht, 

 nehmen weniger wahrscheinlich an dieser teil. Dabei ist 

der Effekt mit über 20 Prozent bei Europawahlen deutlich 

 höher. Zusammen ergibt sich ein Bild, welches durchaus 

mit einer Beschreibung des Europäischen Parlaments in 

der öffentlichen Debatte vereinbar ist. Da keine Regierung 

gewählt wird und die europäische Legislative deutlich 

schwächer als ihre nationalen Pendants sind, wirkt sich 

eine daraus entstehende Indifferenz stark aus. Bei einer 

solchen Einschätzung des Parlaments ist es dann nur noch 

sekundär, ob das zur Wahl stehende Parteiangebot at-

traktiv ist oder nicht.

Jenseits der Diskussion der Determinanten können die Er-

gebnisse der Schätzmodelle auch herangezogen werden, 

um ihre eigene Güte zu überprüfen. Die Anzahl der kor-

rekt vorhergesagten Entscheidungen – also Beteiligung 

bzw. Abstinenz – dient als einfach nachvollziehbares Maß. 

Eine Vorhersage ist dann korrekt, wenn sie für Personen, 

die an der Wahl teilgenommen haben, eine Beteiligungs-

wahrscheinlichkeit größer 50 Prozent vorhersagt bzw. 

eine Wahrscheinlichkeit von unter 50 Prozent, wenn kei-

ne Beteiligung vorlag. Konkret kann das Modell für die 

Europawahlen 71 Prozent der Entscheidungen korrekt 

vorhersagen; bei Bundestagswahlen liegt der Wert bei 

84 Prozent. Beide Modelle erweisen sich somit als gute 

Schätzmodelle. Es ist jedoch auffällig, dass sich ein relativ 

großer Unterschied zugunsten des Bundestagswahlmo-

dells ergibt. Mit anderen Worten: die Frage, ob eine 

 Person an der Europawahl teilnimmt oder nicht, lässt 

sich weniger gut mit den klassischen Ansätzen der Wahl-

forschung erklären, als dies bei der Bundestagswahl der 

Fall ist. Dies kann als ein weiterer Hinweis dafür angese-

hen werden, dass bezüglich der Wahlbeteiligung gravie-

rende Unterschiede im Vergleich von Neben- zu Haupt-

wahlen vorliegen. 

Es kann festgehalten werden, dass sich einige relevante 

Unterschiede bezüglich der individuellen Determinanten 

der Wahlbeteiligung bei Europa- und Bundestagswahlen 

identifi zieren lassen. Insofern ist es auch nicht verwunder-

lich, dass die Wahlbeteiligung bei den beiden Wahlen 

im Jahr 2009 – also trotz ihrer zeitlichen Nähe – so stark 

divergiert. Besonders auffällig sind die stärkeren Effekte 

soziodemographischer Faktoren, aber auch des Interes-

ses an der Wahl auf der europäischen Ebene. Darüber 

hinaus entfällt der wichtige und positive Einfl uss der 

Parteineigung.

Determinanten der Wahlentscheidung im 
Vergleich

Im vorangegangen Unterkapitel konnte gezeigt werden, 

dass große Unterschiede zwischen den Determinanten 

der Wahlbeteiligung bei Europa- und Bundestagswahlen 

existieren. Hier soll nun mit einer ähnlichen Herangehens-

weise überprüft werden, ob sich für die konkrete Wahl-

entscheidung, also die Entscheidung zugunsten einer be-

stimmten Partei, ebenfalls Differenzen aufzeigen lassen. 

Dies wäre durchaus konsistent mit den theoretischen 

 Annahmen bezüglich Nebenwahlen (Oppenhuis 1995; 

Oppenhuis et al. 1996; Schmitt et al. 2009). So wird etwa 

argumentiert, dass Wähler/-innen weniger strategisch 

oder rational entscheiden, da bei Europawahlen deutlich 

weniger auf dem Spiel steht. Zudem werden diese Wah-

len genutzt, um Parteien – insbesondere Regierungspar-

teien – einen Denkzettel zu verpassen (Anderson und 

Ward 1996).  

Für einen Vergleich wurde ein einfaches Erklärungsmodell 

aufgestellt, welches die Entscheidung zugunsten einer 

Partei – bei der Bundestagswahl bezogen auf die Zweit-

stimme – vorhersagt. Die etablierten Parteien, CDU/CSU, 

SPD, FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen werden 

dabei jeweils als Entscheidungsalternativen mit divergie-

renden Merkmalen defi niert. Dies ist notwendig, da die 

Wahlentscheidung für eine Partei immer konditional zu 

der Nichtwahl der anderen Parteien und umgekehrt ist. 

Entsprechend basieren die Ergebnisse auf Unterschieden 

zwischen Parteien – oder zumindest Unterschiede, wel-

che die befragte Person wahrnimmt bzw. einschätzt. Die-

ser Ansatz lässt sich an einem Beispiel verdeutlichen: 

Wichtig für die Wahlentscheidung ist die Frage, inwie-
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matische Position vertritt. Je näher die Partei an der eige-

nen Position, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, diese 

Partei auch zu wählen. In den beiden für den Vergleich 

herangezogenen Datensätzen fi ndet sich für jede befragte 

Person sowohl die eigene Position auf der Links-Rechts- 

Dimension als auch die Einschätzung der Positionen der 

etablierten Parteien. Mithilfe dieser Informationen kann 

für jede Kombination aus befragter Person und Partei 

eine spezifi sche Distanz auf dieser zentralen Dimension 

des politischen Wettbewerbs bestimmt werden (Pappi 

und Shikano 2007: 36ff.). Das Erklärungsmodell prüft 

dann, ob und welchen Effekt diese ideologische Nähe zu 

den Parteien auf die Wahlwahrscheinlichkeit hat. 

Ein solches Modell berücksichtigt keine Faktoren, die kon-

stant sind, also etwa Faktoren wie Geschlecht oder Alter. 

Dies ist aber insofern nicht problematisch, als dass Fak-

toren dieser Art ohnehin „vorgelagert“ sind. Damit ist 

gemeint, dass etwa die sozialstrukturelle Position zwar 

etwa die Parteineigung oder aber die eigene Position auf 

der Links-Rechts-Dimension prägt, aber keinen oder kaum 

direkten Einfl uss auf die Wahlentscheidung besitzt (Miller 

und Shanks 1996: 189ff.; Dalton 2002: 172ff.).  

Neben der bereits angesprochenen ideologischen Nähe 

wurde zudem eine eventuell vorhandene Parteineigung 

bzw. Kompetenzzuschreibung berücksichtigt. Letztere 

bezieht sich auf die Frage, welche der Parteien in der 

Lage ist, das wichtigste, aktuelle Problem in Deutschland 

zu lösen. Schließlich beinhaltet das Modell auch die In-

formation, ob es sich bei der Partei um eine Regierungs- 

bzw. Volkspartei handelt. Leider sind Regierungs- und 

Volksparteien bei den Wahlen 2009 identisch, so dass 

nicht geklärt werden kann, ob der Effekt auf die Eigen-

schaft der Parteien als Regierungs- oder Volksparteien 

 zurückgeht. 

Grafi k 9: Determinanten der Wahlentscheidung im Vergleich
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Anmerkung: Die Balken stellen Wahrscheinlichkeitsveränderungen dar. Für die Berechnung der einzelnen Effekte werden jeweils alle anderen 
Faktoren auf den empirischen Mittelwert gesetzt.
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jeweils Wahlwahrscheinlichkeitsveränderungen abgebil-

det; entscheidend ist hier weniger die absolute Höhe der 

Balken – eine Interpretation dieser ist etwas komplizier-

ter aufgrund der Schätzmethode des statistischen Verfah-

rens – als ein Vergleich zwischen den Wahlen, also die 

relative Höhe der Balken. Alle Faktoren haben einen signi-

fi kanten Einfl uss auf die Wahlentscheidung und die Er-

klärungskraft der Modelle ist sehr hoch. Somit kann nicht 

nur eine ausreichende Verlässlichkeit der Aussagen an-

genommen, sondern auch die These bestätigt werden, 

dass diese Variablen einen sehr großen Teil vorgelagerter 

Faktoren beinhalten. Vergleicht man in einem ersten 

Schritt die entsprechenden Balken für die Europawahl 

und die Bundestagswahl, so ergeben sich offenkundig 

und mit lediglich einer Ausnahme kaum Unterschiede. 

Der Einfl uss von Parteineigung und Kompetenzzuweisen 

ist bei Europawahlen etwas größer, während der Einfl uss 

der ideologischen Nähe etwas geringer ausfällt. Dies 

 bedeutet nicht nur, dass sich das Wahlverhalten bei den 

beiden Wahlen im Jahr 2009 kaum unterschieden hat, 

sondern auch, dass sich kein eindeutiges Bild für mehr 

strategisches Wählen bei Bundestagswahlen zeigt. Strate-

gisches Wählen zeichnet sich u.a. dadurch aus, dass etwa 

aufgrund von koalitionsstrategischen Überlegungen nicht 

die Erst-, sondern z. B. die Zweitpräferenz gewählt wird. 

Da die Erstpräferenz eher mit einer Parteineigung, ideo-

logischer Nähe und Kompetenzzuweisung assoziiert ist, 

sollten diese Faktoren alle eine schwächere Rolle spielen, 

je mehr strategisches Wahlverhalten zu beobachten ist. 

Im konkreten Fall gilt dies aber nur für zwei von drei 

Merkmalen, was also lediglich mehr strategisches Ver-

halten bei Bundestagswahlen bestätigt – und dies auch 

nur auf sehr geringem Niveau, wie die Unterschiede der 

Balken zeigen. Die einzige wirkliche Differenz für die 

Wahlwahrscheinlichkeit ergibt sich aus der Tatsache, ob 

es sich um eine Volks- bzw. Regierungspartei handelt 

oder nicht. Diese schneiden – entgegen der Bestrafungs-

hypothese – bei Europawahlen signifi kant besser ab als 

die verbleibenden Parteien. Dieser Effekt tritt auf, obwohl 

auf die anderen Faktoren kontrolliert wird. Bei der Bun-

destagswahl dreht sich der Einfl uss um. Dies ist nicht 

überraschend, haben doch Union und SPD zusammen 

noch nie ein schlechteres Ergebnis bei einer Bundestags-

wahl erzielt als bei der Wahl 2009.

Neben den bereits besprochenen Regressionsanalysen 

wurde auch ein weiteres Modell für die Bundestagswahl 

berechnet, welches den Personenkreis auf jene Befragte 

beschränkt, die auch angegeben haben, bei der Europa-

wahl gewählt zu haben. Für drei der vier Faktoren kommt 

es zu einer Angleichung der Effekte, es gibt also noch 

weniger Unterschiede zwischen den beiden Wahltypen. 

Lediglich bei der Parteineigung ergibt sich ein geringfü-

gig größerer Unterschied; aus einer Differenz von 1,3 Pro-

zentpunkten wird eine Differenz von 2,6.

Vergleicht man die Wahlergebnisse der beiden Wahlen, 

die nur wenige Monate auseinander lagen, so ergibt sich 

im Aggregat durchaus eine Differenz. Betrachtet man die 

elektorale Volatilität – also die absolute Differenz der 

Stimmanteile bei den beiden Wahlen für jede Partei 

bzw. in Summe – so ergibt sich der kleinste Wert für 

Bündnis90/Die Grünen (1,4 Prozentpunkte) und der 

höchste Wert für die CDU/CSU (4,1 Prozentpunkte). 

Wie lassen sich diese Unterschiede erklären, wenn doch 

die Beweggründe einer Wahlentscheidung mehr oder 

weniger identisch über die beiden Wahlen hinweg sind? 

Die Antwort darauf ist relativ banal und wird trotzdem 

selten beachtet. Niemand würde erwarten, dass eine 

Wahl in Großbritannien dasselbe Ergebnis hervorbringen 

würde, wie eine Wahl in Deutschland, selbst wenn ein 

identisches Wahlsystem zum Einsatz käme. Ebenso wäre 

man nicht verwundert, dass die Gesellschaft der BRD in 

den 60er Jahren ein anderes Parlament wählen würde 

als die aktuelle Bevölkerung. Die Begründung ist also 

schlicht, dass es sich jeweils um unterschiedliche Elekto-

rate handelt, die sich sowohl sozialstrukturell als auch 

 bezüglich ihrer Werteinstellung oder anderen Faktoren 

drastisch unterscheiden. Wenn sich also wie im vorange-

gangen Unterkapitel zeigen lässt, dass sich nicht nur die 

Wahlbeteiligungsquote, sondern auch die Determinan-

ten der individuelle Wahlbeteiligung unterscheiden, so 

9 Bei den Erklärungsmodellen handelt es sich um konditionale, logistische Regressionen (Thurner et al. 2012). 
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gebnisse eine Überraschung. Gerade die divergierende 

Relevanz einzelner Faktoren bedeutet nichts anderes, als 

dass es systematische Verzerrungen zwischen Personen, 

die sich bei der Europawahl und jenen, die sich bei der 

Bundestagswahl beteiligen, gibt. Mit anderen Worten: 

die Wahlentscheidung wird auf identische Art und Weise 

getroffen, die Personengruppen, die sie treffen, sind aber 

zwischen den Wahlen signifi kant unterschiedlich. Dafür 

spricht auch die Angleichung der Effekte im Bundestags-

modell mit kontrolliertem Personenkreis. Wenn also zum 

Beispiel Personen mit niedrigerem Einkommen oder niedri-

geren Bildungsabschlüssen weniger häufi g an Neben- als 

an Hauptwahlen teilnehmen und man gleichzeitig  davon 

ausgehen kann, dass diese Personen eher dem  Klientel lin-

ker Parteien angehören, so ist es ein logische Konsequenz, 

dass linke Parteien bei der Europawahl schlechter als bei 

der Bundestagswahl abschneiden.10  Tatsächlich errangen 

die SPD und Die Linke bei der Europawahl 2009 zusam-

men 6,6 Prozentpunkte weniger Stimmen als bei der dar-

auffolgenden Bundestagswahl. Veränderungen sind – 

 zumindest im Kontext der hier  betrachteten Wahlen – das 

Ergebnis unterschiedlicher Wahlbeteiligung und nicht 

 unterschiedlicher Entscheidungskalküle. 

Performanz der Volksparteien im Vergleich

Eine gängige These zum Vergleich von Europawahlen zu 

Wahlen zum nationalen Parlament lautet, dass große Par-

teien – also das, was in der Literatur oftmals als Volkspar-

teien bezeichnet wird – zu Gunsten von Klein- und Pro-

testparteien bei Nebenwahlen deutlich an Stimmanteilen 

verlieren (Reif und Schmitt 1980). Dies lässt sich über alle 

Europawahlen und Mitgliedsstaaten hinweg auch em-

pirisch zeigen, ohne dass allerdings ein zu- oder abneh-

mender Trend von 1979 bis 2009 zu identifi zieren ist 

(Hix und Marsh 2011).  

Grafi k 10: Volksparteien bei Europa- und Bundestagswahlen
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10 Bündnis 90/Die Grünen gehören auch zum linken Parteispektrum, allerdings ist das entsprechende Kernklientel bezüglich Bildungsstand und Einkommen eher hoch 
einzuordnen. Somit ist die Partei auch weniger stark von der selektiven Wahlbeteiligung betroffen als die SPD oder Die Linke.
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einem solchen länder- und zeitübergreifenden Trend. 

Die Balken bilden jeweils den Stimmanteil der deutschen 

Volksparteien – CDU, CSU und SPD – für Europa- und 

Bundestagswahlen ab. Den einzelnen Europawahlen ist 

jeweils die zeitlich nächstliegende Bundestagswahl zuge-

ordnet. Offensichtlich ergeben sich, mit der moderaten 

Ausnahme von 1994, keine großen Unterschiede. In drei 

von sieben Europawahlen vereinigten die Volksparteien 

bei den Europawahlen sogar mehr Stimmprozente auf 

sich als bei den korrespondierenden nationalen Wahlen. 

Im Fall der BRD kann also keineswegs von einer „Be-

strafung“ der Volksparteien bei Nebenwahlen die Rede 

sein. Dies ist umso bemerkenswerter, als dass, nicht 

 zuletzt durch die Wiedervereinigung, massive Verände-

rungen im deutschen Parteiensystem in den letzten drei 

Jahrzehnten zu beobachten waren. Beiden Wahltypen ist 

jedoch gemein, dass ein genereller Trend weg von den 

Volksparteien und hin zu den kleineren Mitbewerbern zu 

erkennen ist. Weder die spezifi sche Natur der Europa-

wahlen als Nebenwahl, noch die damit verbundene Tat-

sache, dass die Wahlbeteiligung deutlich geringer ist, hat 

einen Einfl uss auf die Stimmverteilung zwischen Volkspar-

teien und kleineren Parteien.

Auf der Basis dieser Ergebnisse ist es nicht verwunder-

lich, dass sich auch bei den Determinanten der Wahlent-

scheidung auf individueller Ebene mehr oder weniger 

keine Unterschiede zwischen der Wahl einer Volkspartei 

und einer der kleinen Parteien identifi zieren lassen. We-

der die Parteineigung, noch die Kompetenzzuschreibung 

wirkt sich anders auf die Wahrscheinlichkeit aus, für eine 

Partei aus den beiden Gruppen zu stimmen. Einzig bei der 

ideologischen Nähe ergibt sich ein Unterschied: Wenn 

eine Person eine äußerst geringe ideologische Nähe zu 

einer Volkspartei aufweist, ist die Chance sie zu wählen 

signifi kant höher als bei einer kleinen Partei. Dabei sei an-

gemerkt, dass die Wahlwahrscheinlichkeit nichtsdesto-

trotz relativ gering ist. Dieses Ergebnis ist nicht unplau-

sibel, sind doch Volksparteien auf die Integration weiter 

Teile der Bevölkerung ausgerichtet, was nicht zuletzt den 

Verlust klarer und extremer ideologischen Positionen zur 

Folge hat. Auf diese Weise wirken sie integrierend auf 

die politische Gemeinschaft und ziehen somit auch 

Wähler/-innen an, die ideologisch eher andere Positionen 

befürworten.

Ein deutlich differenzierteres Bild ergibt sich jedoch, wenn 

die Volksparteien einzeln betrachtet werden. Zu diesem 

Zweck wurden jeweils die Differenzen zwischen dem 

 Europawahlergebnis und dem zeitlich nächstliegenden 

Bundestagswahlergebnis für die Union auf der einen und 

die SPD auf der anderen Seite berechnet und in Grafi k 11 

abgebildet. Negative Werte bedeuten, dass die entspre-

chende Partei bei einer Europawahl weniger Stimmpro-

zent als bei der korrespondierenden Bundestagswahl 

 erringen konnte.

 

Während die SPD lediglich bei einer Europawahl besser 

abschnitt, ist dies bei der Union zumindest bei vier von 

sieben Wahlen der Fall. Insbesondere bei den Wahlen 

1999 und 2004 waren die Unterschiede nicht nur konträr, 

sondern gleichsam immens. Die Aussage, dass Volkspar-

teien bei Nebenwahlen schlechter abschneiden muss 

also insofern modifi ziert werden, als dass es in Deutsch-

land in erster Linie die SPD ist, die massive Verluste hin-

nehmen muss. Durch die gleichzeitigen Gewinne der 

Union ergibt sich dann eben die relativ ausgeglichene 

Bilanz in Grafi k 10.

Für das divergierende Abschneiden der unterschiedlichen 

Volksparteien lassen sich primär zwei Gründe anführen. 

Erstens, das Stammklientel der SPD unterscheidet sich 

 bezüglich wahlbeteiligungsrelevanter Merkmale (s. o.) 

durchaus von jenem der Union. Dies gilt insbesondere für 

Bildung und Einkommen, aber auch für damit verbun-

dene Aspekte wie politisches Interesse oder politisches 

Wissen. Entsprechend ist eine asymmetrische Partizipa-

tion innerhalb der Volksparteien nicht verwunderlich. 

Zweitens, verlieren neben großen Parteien vor allem auch 

Regierungsparteien bei den Europawahlen (Reif und 

Schmitt 1980; Hix und Marsh 2011). Lediglich im Jahr 2009 

gelang es einer Regierungspartei, der Union, einen Stimm-

verlust zu vermeiden. Berücksichtigt man die Tat sache, dass 

die SPD bei der Mehrzahl der Europawahlen Teil der Bun-

desregierung war und fügt den für die SPD deutlich nega-

tiveren Effekt der niedrigen Wahlbeteiligung hinzu, so er-

gibt sich ein theoriekonformes Erklärungsmuster.
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Als letzter Punkt sei an dieser Stelle angemerkt, dass sich 

die Aussagen lediglich auf die Stimmanteile beziehen. An 

absoluten Wählerstimmen verlieren alle Parteien, aber die 

Volksparteien und insbesondere die SPD in viel stärkerem 

Maß, bei Europawahlen. Diese schwächere Mobilisie-

rung und Beteiligungsbereitschaft verläuft in der BRD 

aber weniger asymmetrisch als dies in anderen Ländern 

der Fall ist. Nichtsdestotrotz stellt die niedrige Wahlbetei-

Grafi k 11: Stimmanteilsunterschiede zwischen Europa- und Bundestagswahlen (Volksparteien)   
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ligung und damit die niedrige Anzahl an abgegebenen 

Stimmen pro Partei zwei der Grundziele der Direktwahl 

des Europäischen Parlaments in Frage: die Stärkung der 

europäischen Demokratie und die Legitimation der Mit-

glieder des Europäischen Parlaments. Projiziert man die 

Debatte über die sinkende Wahlbeteiligung bei Bundes-

tagswahlen auf die europäische Ebene, so kann man nur 

zu noch dramatischeren Schlussfolgerungen kommen.  
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Trotz Globalisierung, der wachsenden Relevanz der Euro-

päischen Union und der Einführung einer transnationalen 

Währung handelt es sich bei Europawahlen eindeutig um 

Nebenwahlen. Sie werden also zum einen maßgeblich 

von Faktoren jenseits der europäischen Ebene beeinfl usst, 

allen voran von Aspekte der nationalen Demokratie. Zum 

anderen defi niert sich der Nebenwahlcharakter über eine 

geringere Wahlbeteiligung. Hier herrscht weiterhin die 

Wahrnehmung, nicht ganz zu Unrecht, dass es sich bei 

Europawahlen eben um weniger relevante Wahlen han-

delt, bei denen es sich nicht wirklich lohnt, teilzunehmen, 

weshalb auch die Wahlbeteiligung gering ausfällt. 

Für die konkrete Situation in Deutschland ermöglicht die-

se Studie allerdings eine deutlich differenzierte Beschrei-

bung. Der Hauptfokus dieser Studie lag auf den Deter-

minanten der Wahlbeteiligung bei Europawahlen. Viele 

klassische Erklärungsfaktoren wirken auch in Neben-

wahlen; hier unterscheidet sich Deutschland nicht von 

der Mehrzahl anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen 

Union. Soziodemographische Faktoren, aber auch Fakto-

ren wie politisches Interesse, bedingen die Beteiligungs-

wahrscheinlichkeit in starkem Maß. Interessant erscheint, 

dass typische Indikatoren der sozialen Eingebundenheit, 

aber vor allem eine vorhandene Parteineigung, keinen 

Einfl uss besitzen. Zentral sind die Ergebnisse des direkten 

Vergleichs der Determinanten der Wahlbeteiligung bei 

der Europa- und der Bundestagswahl 2009. Es ergeben 

sich drastische Unterschiede, vor allem auch in der Ein-

fl ussstärke einzelner Merkmale. Europawahlen sind deut-

lich selektiver, insbesondere bezüglich soziodemogra-

phischer Faktoren.

Im Gegensatz dazu werden Wahlentscheidungen bei den 

beiden Wahlen im Jahr 2009 fast identisch getroffen. Die 

Annahme, dass Wähler/-innen ihre Entscheidung je nach 

Wahlebene auf der Basis unterschiedlicher Kalküle tref-

fen, muss für die hier untersuchten Wahlen abgelehnt 

werden. Die Varianz der Wahlergebnisse lässt sich also 

auf die Wahlbeteiligung und nicht das Rational der Wahl-

entscheidung zurückführen. Diese Varianz wiederum ist 

auch weniger systematisch als dies in anderen Mitglieds-

staaten der Fall ist. Volksparteien schneiden nicht auto-

matisch schlechter ab. Vielmehr sind einzelne Parteien 

mehr oder weniger stark von der deutlich geringeren 

Wahlbeteiligung bei Europawahlen betroffen.  

Bei den Wahlkampagnen ist es – zumindest bezüglich der 

Professionalisierung – zu einer Angleichung gekommen. 

Nichtsdestotrotz liegt bei Europawahlen eine geringere 

Mobilisierung und Aktivierung vor. Dies liegt zum einen 

an den nach wie vor viel geringeren Wahlkampfausgaben 

der Parteien und an der Tatsache, dass aufgrund der 

 geringeren Mandatszahl weniger aussichtsreiche Kandi-

datinnen und Kandidaten im Europawahlkampf zu fi nden 

sind. Da diese für einen effektiven Wahlkampf sehr rele-

vant sind, kann generell eine geringere Wahlkampf-

intensität als bei der Bundestagswahl konstatiert werden. 

In Summe handelt es sich bei der Europawahl 2009 um 

eine Nebenwahl, die sich aber vor allem bezüglich der 

Wahlbeteiligung als solcher offenbart. Dies scheint aber 

ausreichend, um relevante Unterschiede zwischen den 

Wahlebenen zu erzeugen.

Was folgt daraus für die Europawahl 2014? Es besteht 

durchaus die Chance, dass sich im Vergleich zu 2009 eini-

ge Veränderungen ergeben werden. Europa war in den 

letzten Jahren äußerst präsent im politischen Diskurs. Dies 

bietet den Parteien in der BRD durchaus die Möglichkeit, 

mehr Interesse am Wahlkampf und an der Wahl selbst 

zu erzeugen. Eine solche Veränderung geschieht natürlich 

nicht automatisch, aber es kann angenommen werden, 

dass generell eine größere Aufmerksamkeit in Bezug auf 

die europäische Ebene existiert. Spezielle Kampagnen, 

z.B. ausgerichtet auf jüngere Bürger/-innen, aber auch 

neue Instrumente wie etwa ein TV Duell könnten hier 

 einen wichtigen Beitrag zur Erhöhung der Wahlbeteili-

gung leisten. Zusätzlich könnte aber auch die Verringe-

Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 
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nicht sogar noch ganz abgeschafft wird – und die Existenz 

der „Alternative für Deutschland“ die Wahlbeteiligung 

erhöhen. So sind die Europawahlen nicht nur für die 

Anhänger/-innen kleiner Parteien attraktiver, sondern es 

tritt auch zum ersten Mal seit langer Zeit eine euroskep-

tische Alternative an, die nicht dem rechtsradikalen Lager 

entstammt. Dies kann dann aber auch zur Folge haben, 

dass sich stärkere Unterschiede zwischen den Wahler-

gebnissen der beiden Ebenen ergeben als dies 2009 der 

Fall war. Da gerade die Wahlbeteiligung das größte Pro-

blem im Sinne der Nebenwahl in Deutschland darstellt, 

muss wohl in Kauf genommen werden, dass mehr Partizi-

pation mit mehr Parteifragmentierung und einem auch 

im Europäischen Parlament vertreten Euroskeptizismus 

einhergeht. Ein auf diese Weise offensichtlicher Wett-

bewerb in und um Europa kann ein Schlüssel sein, um 

Europawahlen zumindest näher an die Charakterisierung 

als Hauptwahl zu bringen. Schon eine Angleichung an 

Landtagswahlen in Deutschland wäre ein großer Erfolg.  
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